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Das Religiansbekenntniß der Rinder nach öſter⸗ 
reichiſchem Recht. 
Von Oreſt Illaſiewicz. 
(Fortsetzung.) 
II. 


13. Schon im Verlaufe der bisherigen Ausführungen ſind 
Fragen aufgetaucht, welche eine nähere Umgrenzung und Präciſirung 
gewiſſer Begriffe der öſterreichiſchen interconfeſſionellen Geſetzgebung 
wie Religion, Religionsbekenntniß, Religionswechſel, Confeſſionsloſig⸗ 
e ef unumgänglich erheiſchen. Die genaue Beſtimmung dieſer 
rechtlichen Begriffe iſt um ſo ſchwieriger, als das Geſetz gleichſam 
promiscue mit denſelben operirt, ohne deutliche Unterſcheidungen zu 
machen, während die Praxis vielfach vor Fragen geſtellt wird, die 
eine ſcharfgezogene Grenzſcheidung für ihre Löſung unbedingt be— 
nöthigen. Die Rechtsſprechung muß eben oft über Fragen ſprechen, 
über die das Geſetz ſtumm bleibt, und dieſer horror verbi des 
Geſetzes iſt nur geeignet, den Interpreten in die Arme der Sub- 
jectivität zu treiben, wo dann die perſönliche Empfindung das Wort 
ergreift, um ſich — althergebrachter Geſchaͤftsordnung gemäß — nicht 
mehr zum Schweigen bringen zu laſſen. 

14. Der Staat beanſprucht über Alles, was in feinem öffent- 
lichen Leben vorgeht, ein unbedingtes Aufſichts⸗- und Controlsrecht. 
Auch die einzelnen Religionsgenoſſenſchaften ſind dieſem Aufſichtsrechte 
unterworfen, und es entſpricht nur dem Weſen des modernen Staates, 
daß er die einzelnen Religionen, die eine eminent wichtige Rolle in 
ſeinem öffentlichen Leben ſpielen, nach ſeinen Rechtsgrundſätzen prüft 
und nach dem Ergebniß dieſer Prüfung auch feine Stellung gegen- 
über denſelben fixixt. Dieſe Prüfung erfolgt nicht am dogmatischen 
Maßſtab, ſondern an dem des ſtaatlichen Rechtes. Der Staat prüft 
nur die Conſequenzen, welche das Wirken der betreffenden Kirche in 


der Oeffentlichkeit, das Hervortreten derſelben in dem äußeren Leben, 
dem weltlichen Rechtsbereich erzeugt und gewährt oder verſagt je nach 
dem Ergebniß dieſer Unterſuchung der betreffenden Religion ſeine 
„geſetzliche Anerkennung“. So entſtehen die „geſetzlich anerkannten 
Religionen“. Allerdings gebraucht das interconfeſſionelle Geſetz dieſe 
Wendung nirgends, doch daß das Geſetz thatſächlich mit dieſer Be— 
zeichnung eine rechtliche Bedeutung, eine juriſtiſche Relevanz verbindet, 
ergibt ſich aus dem Artikel 16 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. Decent- 
ber 1867, aus dem Geſetze vom 20. Mai 1874 „betreffend die ge— 
ſetzliche Anerkennung von Religionsgeſellſchaften“, ebenſo aus dem 
Geſetze vom 9. April 1870 über die Ehen von Perſonen, welche 
keiner „geſetzlich anerkannten Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft an— 
ehören“. 

je Es gibt daher nach öſterreichiſchem Rechte unbeſtritten geſetzlich 
anerkannte und gefeglieh nicht anerkannte Religionsgeſellſchaften, und 
das interconfeſſionelle Geſetz kann unter „Religion“ und „Religions— 
bekenntniß“ nur die geſetzlich anerkannten Religionen begreifen, weil 
es ſonſt das bracchium saeculare Religionsgeſellſchaften leihen 
würde, die vor dem ſtaatlichen Forum gar nicht beſtehen,! weil es 
ſonſt confeſſionellen Verbänden, deren juriſtiſche Exiſtenz und öffent⸗ 
liche Rechtsfähigkeit das obeitirte Geſetz vom 20. Mai 1874 durch 
Nichtzuerkennung der Corporationseigenſchaft, Autonomie und öffent— 
lichen Cultusfreiheit entſchieden negirt, den rechtlichen Beſtitzesſchutz 
gewähren und ſich damit in directen Gegenſatz zu dieſem Geſetze 
ſtellen würde. Auch hätte anderenfalls die zwar nicht im inter⸗ 
confeſſionellen Geſetz ſelbſt, aber in der anderen interconfeſſionellen 
öſterreichiſchen Geſetzgebung gemachte Unterſcheidung zwiſchen „geſetzlich 
anerkannten“ und „geſetzlich nicht anerkannten“ Religionsgeſellſchaften 
weder Zweck noch Sinn, weil der Staat da einen Religionsverband 
in einem Athem „geſetzlich nicht anerkennen“ und durch Gewährung 
des Rechtsſchutzes doch anerkennen würde. 

15. Es entſteht nun die bedeutungsvolle und vielumſtrittene 
Frage, ob auch die ſogenannte Confeſſionsloſigkeit unter den Begriff 
„Religion“, beziehungsweiſe „Religionsbekenntniß“ des interconfeſſio— 
nellen Geſetzes zu ziehen ſei. 


v. Scherer a. a. O., Jahrgang 1883, I., S. 122 f., II. S. 262 f.; 
v. Huſſarek a. a. O., S. 616, insbeſonders auch S. 617, Anmerkung 97; 
Henner a. a. O., S. 603 f. 

Hier ſei auch bemerkt, daß es im öſterreichiſchen Recht nur eine unmittel⸗ 
bare geſetzliche Anerkennung von Religionsgeſellſchaften, nicht aber von Religionen 
gibt. Mit der Religion als ſolcher beſchäftigt ſich das Geſetz nur mittelbar; ein⸗ 
mal bei der geſetzlichen Anerkennung von Religionsgeſellſchaften, da gemäß § 1, 
1. Geſetz vom 20. Mai 1874, der Staat unterſuchen muß, ob die betreffende 
Religionslehre nichts Geſetzwidriges enthalte; dann kann der Staat zweitens mittel⸗ 
bar die Nichtanerkennung einer Religion ausſprechen durch Beſtrafung einer in 
Ausübung der betreffenden Religionsgrundſätze begangenen geſetzwidrigen Handlung. 
Nur in dieſen zwei Fällen, 1. mittelbare Anerkennung der Religion bei Aner⸗ 
kennung der Religions⸗Geſellſchaft, 2. mittelbare Nichtanerkennung der Religion 
bei Beftrafung ihrer Ausübung — iſt die Religion juriſtiſche Potenz, Daher iſt es 
ungenau, wenn das Staatsgrundgeſetz und das Geſetz vom 20. Mai 1874 von 
einem „geſetzlich nicht anerkannten Religionsbekenntniß“ ſprechen. 


Die Confeſſionsloſigkeit im Allgemeinen iſt das Bekenntniß, 
einer beſtehenden, poſitiv formulirten Religion nicht anzugehören, ſie 
iſt alſo die Negation aller im öffentlichen Leben eingeführten Religio- 
nen. Die Confeſſionsloſigkeit iſt keineswegs immer gleichbedeutend 
mit abſoluter Glaubensloſigkeit,? ſie kann meiſt nur als relative 
Glaubensloſigkeit bezeichnet werden, weil der Confeſſionsloſe nur mit 
Rückſicht auf die beſtehenden, im öffentlichen Leben eingeführten 
Religionen als glaubenslos erſcheint, indem er an etwas glaubt, was 
keine dieſer Religionen lehrt. Deßhalb kann man die Confeſſionsloſig— 
keit nicht von Vornherein als abſolute Negation bezeichnen; denn ſie 
kann im Grunde ſehr poſitiv fein, während fie relativ für das recht— 
liche Forum als Negation erſcheint. Allerdings kann es ja auch ſolche 
Confeſſionsloſe geben, welche jeden Glauben als läſtige Bürde von 
ſich abſchütteln; aber im Allgemeinen muß die Confeſſionsloſigkeit 
mit abſoluter Glaubensloſigkeit nicht immer zuſammentreffen.“ 

Vor dem ſtaatlichen Forum dagegen iſt Confeſſionsloſigkeit 
gleichbedeutend mit Glaubens-, mit Religionsloſigkeit. Denn unter 
„Religion“ iſt nach unſerer früheren Erörterung nur eine geſetzlich 
anerkannte Religion zu verſtehen, und wer ſich zu keiner der be— 
ſtehenden, ſtaatlich anerkannten Religionen bekennt, hat nach ſtaat—⸗ 
lichem Rechte, nach ſtaatlicher Auffaſſung eben kein Religionsbekennt⸗ 
niß, keine confessio im Rechtsſinne, er iſt confeſſionslos. Die Con- 
feſſionsloſigkeit iſt demnach nach ſtaatlichem Rechte ein Gattungs— 
begriff, unter den alle diejenigen Staatsbürger fallen, die keinem ge= 
ſetzlich anerkannten Bekenntniſſe angehören. Wir ſehen, daß dieſer 
Gattungsbegriff einen ſehr bunten und heterogenen Inhalt aufzu- 
weiſen vermag; denn nicht nur der völlig Glaubensloſe, ſondern auch 
z. B. der Angehörige der anglikaniſchen Kirche erſcheint nach öſter— 
reichiſchem Rechte als confeſſionslos.“ Es iſt alſo der Begriff der 
Confeſſionsloſigkeit im öſterreichiſchen Rechte, der übrigens nicht im 
Geſetze, ſondern nur in Miniſterialverordnungen und in der Praxis 
des Verwaltungsgerichtshofes gebraucht wird, weiter als der des all— 
täglichen allgemeinen Sprachgebrauchs. 

Die Confeſſionsloſigkeit hat alſo nach öſterreichiſchem Rechte nicht 
den ſtreng negativ-polemiſchen Charakter, den man mit ihrem Be— 
griffe gemeiniglich verbindet. Dieſe Confeſſionsloſigkeit kann unter 
gewiſſen Vorausſetzungen durch Abſpaltung ſelbſt die Reihen der ge— 
ſetzlich anerkannten Religionen vermehren; man denke nur an den 
Fall, daß die Angehörigen der anglikaniſchen Kirche, deren weder 
rechts- noch ſittenwidriger Cultus mit dem § 1 des Geſetzes vom 
20. Mai 1874 nicht collidirt, in die Lage kommen, eine in ihrem 
Beſtande geſicherte und den Anforderungen des Geſetzes entſprechende 
Cultusgemeinde zu bilden (§S 1 Alinea 2 des Geſetzes vom 20. Mai 
1874), jo würden durch die nach § 2 des citirten Geſetzes aus— 
geſprochene Anerkennung die bisher Confeſſionsloſen nunmehr An— 
gehörige einer geſetzlich anerkannten Religion. 

Die Confeſſionsloſigkeit iſt daher nach öſterreichiſchem Rechte 
ein Begriff, der rein äußerlich zu faſſen iſt, er verdankt ſein Daſein 
rein äußeren Momenten und darf daher keineswegs auf ſeine dog— 
matiſche Structur, auf ſeine inhaltliche Conſtruction geprüft werden. 
Der moderne Staat kümmert ſich nicht um das religiöſe Innenleben 
des Einzelnen, er nimmt nur Das zur Kenntniß, was als äußerer 
Ausdruck der religiböſen Anſchauungen, als Cultus erſcheint, fo zwar, 
daß dieſer, aus dem privaten Rechtskreiſe heraustretend, ein Stück 
öffentliches Leben bildet. Nicht die dogmatiſche Seite, ſondern nur 
die öffentlich-rechtliche Rolle und Beeinfluſſung des bürgerlichen Rechts- 
lebens iſt für den Staat weſentlich, und daher iſt für ſein Rechts— 
gebiet Religion praktiſch gleichbedeutend mit Religionsgeſellſchaft, denn 
die abſtracte Religion iſt nur in der Form der concret daſtehenden 
Religionsgeſellſchaft Gegenſtand des ſtaatlichen Rechtes. Dies zeigt 
deutlich das Geſetz vom 20. Mai 1874, welches im § 2 auch der 
perfecteſten, innerlich vollendetſten Religion doch die geſetzliche Aner— 
kennung verſagt, wenn ſie nicht mindeſtens eine geſicherte, den geſetz⸗ 
lichen Anforderungen entſprechende Cultusgemeinde zu bilden vermag. 
Nicht die dogmatiſche Qualität der Religion, ſondern die numeriſche 
Quantität ihrer Anhänger bedingt unter Beobachtung des § 1 


2 Thaner a. a. O., S. 603 f. 

3 A. A. v. Scherer a. a. O., II., S. 258f. 

4 Vergleiche Geſetz vom 9. April 1870, § 1; v. Huſſarek a. a. O., 
Seite 617. 
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des Geſetzes vom 20. Mai 1874 ihre Anerkennung ſeitens des 
Staates. 

Wir haben ſchon oben des Weiteren ausgeführt, daß die 
Confeſſionsloſen keineswegs auch abſolut glaubenslos ſind, und deß— 
halb iſt der von einem Autor? mit großer Conſequenz verſochtene 
Satz, daß „Austritt aus der Religionsgeſellſchaft“ nicht identiſch iſt 
mit „Austritt aus der Religion“, durchaus richtig und begründet. 
Es iſt gewiß eine feſtſtehende Wahrheit, daß „wohl Religion Voraus 
ſetzung iſt der Religionsgeſellſchaft, nicht aber umgekehrt; daß es 
innerhalb der Religiousgeſellſchaften weit mehr Glaubensloſe geben 
kann, als die paar erklärten außerhalb derſelben; daß man nach 
außen hin als Katholik oder Proteſtant gilt, während im Herzen 
jeder Glaube längſt ertödtet iſt und man de facto als confeſſionslos 
daſteht“. Das ſind Wahrheiten, die kein objectiv denkender Menſch 
beſtreiten kann. Jedoch Alles dies gilt nur ganz allgemein, ohne 
Beziehung auf den Staat und ſein Recht. Dies gilt vor dem Forum 
der öffentlichen Meinung, vor dem der Logik und der Geſchichte; 
aber vor dem Forum des ſtaatlichen Rechtes gilt das nicht und kann 
das nicht gelten. Denn wenn der Staat dieſe Anſchauungen recipirt, 
wenn er ſich nicht an ein äußeres Inſtitut — wie die Religions⸗ 
geſellſchaft — hält, das alle Bürger desſelben Glaubens zu einem 
Verbande vereinigt, woran ſoll er denn dann die Religion ſeiner 
Bürger erkennen, welche Handhabe ſtünde ihm da zu Gebote? Der 
Glaube als ſolcher iſt ein Object des individuellen Seelenlebens, er 
kann vielleicht ein immer tief verſchleiertes Geheimniß des Einzel— 
menſchen bleiben, wie ſoll denn der Staat heute dasſelbe durchbrechen 
und enthüllen, wo Folter und Inquifition der Geſchichte angehören, 
und wo der moderne Staat — abgeſehen vom amerikaniſchen Syſtem 
— den äußeren Ausdruck des Glaubens (Cultus und Religions- 
geſellſchaft) als ein Stück öffentlichen Lebens auch ſeiner Normirung 
unterwirft? Die moderne Zeit und die moderne Verfaſſung geſtatten 
dem Staate nicht, den Einzelnen auf ſeine religiöſen Anſchauungen 
zu prüfen und ein Bekenntniß desſelben zu erzwingen; nun wenn 
dem ſo iſt, und wenn der Staat dennoch dem Cultus rechtliche Be— 
achtung ſchenkt, auf welchem Wege erreicht er dann eigentlich ſein 
Ziel? Der Staat kann ja nicht jeden einzelnen Bürger vor ſein 
Forum citiren und von ihm eine Darſtellung feiner Glaubensſätze 
abverlangen, um ſodann auf Grund dieſer vielleicht noch dazu un— 
fertigen oder unrichtigen Depoſitionen einer Flut von individuellen 
Religionsſyſtemen die geſetzliche Anerkennung zu gewähren oder zu 
verſagen. Der Staat kann aber die inneren Glaubensdogmen ſeiner 
Bürger nicht nur nicht erforſchen, ſondern auch nicht controliren, 
und es wäre widerſinnig, Geſetze zu erlaſſen, deren Befolgung der 
Staat niemals ſichern kann. Eine ſolche Geſetzgebung hätte weder 
einen Zweck, noch einen Erfolg. Da gibt es nur den Weg, den 
das öſterreichiſche Recht geht: der Staat kümmert ſich nicht darum, 
was der Einzelne in ſeinem Innern glaubt, ſondern nur darum, als 
was er nach außen hin ſich ausgibt. Für den Staat iſt nicht maß⸗ 
gebend, was das Individuum de facto iſt, ſondern als was es 
de iure erſcheint. Deßhalb kann der Staat „Klagen über Indiffe⸗ 
rentismus, Materialismus u. ſ. f.““ nicht berückſichtigen. Selbſt wenn 
alle Proteſtanten oder Katholiken im Innern glaubenslos würden, und 
wenn ſie auch niemals in die Kirche und zur Beichte giengen, ſo 
blieben ſie doch vor dem ſtaatlichen Rechte Proteſtanten und Katholiken. 
Deßwegen kann man dem Staat noch keinen Vorwurf machen; denn 
wenn der Staat den Cultus nicht einfach als Privatſache erklären 
will, fo iſt der eben beſchriebene Weg allein gerechtfertigt und ge— 
boten. Auch der Staat verkennt es nicht, daß auch Confeſſionsloſe 
gläubige Menſchen ſein können, wie dies aus dem Geſetze vom 
20. Mai 1874 „betreffend die geſetzliche Anerkennung von Religions— 
geſellſchaften“ hervorgeht; aber er tft aus praktiſchen, aus Ver— 
waltungsrückſichten gezwungen, Religion und Religionsgeſellſchaft für 
feinen Bereich zu identificiren. Danach iſt alſo die Confeſſionsloſig⸗ 
keit nach öſterreichiſchem Rechte die Negation geſetzlicher Anerkennung.“) 


> Thaner a. a. O., S. 608. 

s Thaner a. a. O., S. 604. 

7 Ebenſo v. Huſſarek a. a. O., S. 620 ff. Doch dürfte derſelbe mit 
ſeinem Hinweiſe darauf, daß „anderenfalls jede Aufſicht über die Erziehung un⸗ 
möglich wäre“, doch zu weit gehen, nachdem die Aufſicht über die religiöſe Er⸗ 
ziehung im Elternhauſe ſtets, mag es ſich um ein geſetzlich anerkanntes oder nicht 


16. Dieſer Standpunkt des Staates ſteht nicht etwa in Conflict, 
ſondern geradezu in Verbindungs mit Artikel 14 des Staatsgrund⸗ 
geſetzes vom 21. December 1867: Die volle Glaubens und Gewiſſens⸗ 
freiheit iſt Jedermann gewährleiſtet. Dieſer Satz iſt keineswegs nur 
ein „ſchönes Wort“, was fo viel bedeuten ſoll, daß es auch ein 
leeres Wort und juriſtiſch gar nicht beachtenswerth iſt. Auch bezieht 
er ſich nicht nur auf politiſche und ſociale Dogmen, fungen nur oder 
wenigſtens auch auf religiöſe. 10 Das öſterreichiſche Concordat vom 
18. Auguſt 1855 hatte das Glaubensbekenntniß des Einzelnen MAN 
Gegenſtande ſtaatlicher Beachtung in der Weiſe gemacht, daß es die 
Bethätigung dieſes Glaubens in beſtimmten Formen verlangte. Wäh⸗ 
rend das geltende öſterreichiſche Recht — wie gezeigt — nur das 
äußere, vielleicht ganz willkürlich und unrichtig abgegebene Collectiv⸗ 
bekenntniß des Einzelnen beachtet, während es eine etwaige Incongruenz 
zwiſchen factiſchem inneren Glauben und äußerem Vekenntniß als 
außerhalb ſeiner Sphäre liegend anſieht, Hand das frühere Recht auf 
anderem Boden. Denn, getragen von dem Gedanken; einer dominanten 
Staatsreligion, präſumirt es von vornherein eine lückenloſe Congruenz 
zwiſchen innerem Glauben und äußerem Bekenntniß. Ja die zahlreichen 
Conceſſionen, welche der Staatsreligion gewährt wurden, ſchloſſen den 
Begriff der Glaubensfreiheit geradezu ans. Willſt du vollberechtigt ſein, 
dann mußt du dich der herrſchenden Lehre zuwenden; haſt du dich 
aber derſelben zugewendet, dann fordert der Staat, daß du daran 
glaubſt, was ſie lehrt, das thuſt, was ſie als äußere und innere 
religiöſe Pflicht dir auferlegt. Kommſt du dieſen Pflichten nicht nach, 
ſo iſt dies dem Staate nicht gleichgiltig, ſondern er zieht ſeine 
Conſequenzen daraus und legt fie bei der Fixirung deiner Rechts⸗ 
ſtellung zu Grunde. Das ungefähr war der Geiſt des früheren Rechts— 
zuſtandes, und es iſt klar, daß Glaubensfreiheit unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden nicht gedeihen konnte. Das geltende Recht iſt von einem ganz 
anderen Gedanken getragen. Hier unterſtützt der Staat die Anſprüche 
der Kirche an das religiöſe Gewiſſen des Einzelnen nicht, ſondern es 
erſcheint die Kirche als ein dem öffentlichen Leben eingefügter, 
weſentlicher und bedeutungsvoller Beſtandtheil. Du kannſt glauben, 
was du willſt, und auch wenn du dich zu einer ſtaatlich anerkannten 
Religion bekennſt, ſo biſt du trotzdem vor dem Forum des ſtaatlichen 
Rechtes nicht gezwungen, das zu glauben, was ſie lehrt, und das zu 
thun, was ſie als äußere und innere Pflicht dir auferlegt. Die Kirche, 
der göttliche Glaube als ſolcher, ſoll genug innere Kraft und Macht 
haben, um ſeine nominellen Angehörigen auch zu factiſchen Angehörigen 
zu machen. Das ungefähr iſt der Grundzug des geltenden Rechtes, 
und wir ſehen, wie tief die Kluft iſt, welche beide Rechtsanſchauungen 
von einander ſcheidet. Denn während das frühere Recht den inneren 
Glauben der Einzelperſon zum Goefficienten ihrer Rechtsſtellung machte, 
während es dieſe rein abſtracte Potenz zu einem juriſtiſchen Factor 
geſtaltete, ward er im geltenden Rechte als nicht faßbarer Begriff aus 
dem Rechtsgebiete gänzlich ausgeſchaltet und die „Glaubens- und Ge⸗ 
wiſſensfreiheit“ im Artikel 14 des citirten Staatsgrundgeſetzes Jeder⸗ 
mann gewährleiftet. Gewiß, um die innere Glaubensfreiheit allein, das 
heißt um die Freiheit der Bildung einer religiöſen Ueberzeugung ohne 
gleichzeitige Verpflichtung zur Bethätigung derſelben innerhalb einer 
Religionsgeſellſchaft handelt es ſich in dem citirten Staatsgrundgeſetze, 
und der Einwurf, daß dies deßhalb nicht der Fall ſei, weil davon in 
einem Staatsgeſetze überhaupt nicht die Rede fein kann, 1! iſt unbe⸗ 
gründet. Er wäre nur dann richtig, wenn das Geſetz ein directes 


E a. a. O., S. 307 ff. 

e Vergleiche auch v. Huſſarek a. a. O., S. 621, wo dieſe Fragen treffend 
behandelt werden. 

„ v. Scherer a. a. O., Jahrg. 1883, I., S. 122. 

10 Thanner a. a. O., S. 598 f.; A. A. v. Scherer a. a. O., Jahrgang 
1883, II., 258. 

11 v. Scherer, a. a. O., Jahrgang 1883, I. 259. 


währleiſtet, wenn es dadurch nicht verpflichtet, ſondern nur berechtigt, 
fo liegt doch kein Widerſinn darin. Eine Controle iſt allerdings un⸗ 
möglich, aber auch unnöthig. Nach jener Theorie könnte es ja eine 
ſtaatlich garantirte Glaubens- und Gewiſſensfreiheit in einem Staate 
niemals geben, und Gewiſſenszwang müßte ein ſtändiger Artikel jeder 
Staatsverfaſſung ſein. 

17. Ebenſo iſt auch die Behauptung unzutreffend, daß das 
citirte Staatsgrundgeſetz undurchführbar ſei, weil es eine Negation 
jeder ſtaatlichen Ordnung bedeute.!“ Dies iſt deßhalb unbegründet, 
weil es ſich in dieſem Staatsgrundgeſetz um die innere Glaubens- 
freiheit handelt und das Denken und Glauben des Einzelnen, ſoweit 
fie nicht Motoren des öffentlichen Rechtslebens werden, mit der ftaat- 
lichen Ordnung in keinem unmittelbaren Zuſammenhange ſtehen. Die 
Frage der Congruenz zwiſchen innerer Ueberzeugung und äußerem 
Handeln überläßt der Staat dem Individuum. Die beſprochene Be⸗ 
hauptung wäre allerdings richtig, wenn das citirte Staatsgrundgeſetz 
den Sinn hätte, daß ſich Jedermann auf Grund der ihm gewähr— 
leifteten Glaubensfreiheit ein exotiſches Religionsſyſteim conſtruiren, 
ſodann einen nicht minder exotiſchen Cultus einrichten und ſo Re— 
ligion üben kann. Doch das wäre keine Glaubensfreiheit mehr, 
ſondern Cultusfreiheit im weiteſten Sinne; da könnte bei etwaigen 
Tiefſtande der religiöſen Moral der öffentliche Cultus zu einem 
vielleicht recht lohnenden Induſtriezweige erblühen und das Princip 
der ſchrankenloſen Gewerbefreiheit auch auf dieſem Gehiete etablirt 
werden. Wir ſehen, auch bei den weiteſten Conceſſionen müſſen ge— 
wiſſe Cautelen verbleiben, muß die Rechtsordnung eine gewiſſe Sicher- 
ſtellung dafür ſich verſchaffen, daß mit der Religion kein Mißbrauch 
getrieben werde. Für das eitirte Staatsgrundgeſetz kann aber von 
dieſer Auslegung keine Rede ſein, es handelt ſich da eben um die 
innere Glaubensfreiheit, und deßhalb widerſpricht es dem Staats- 
grundgeſetze nicht, wenn die ſpätere öſterreichiſche Geſetzgebung „ge— 
ſetzlich anerkannte“ und „geſetzlich nicht anerkannte“ Religionen unter— 
ſcheidet; denn die Glaubensfreiheit wird dadurch nicht tangirt. 

18. Der oben begründete Satz, daß die Confeſſionsloſigkeit nach 
öſterreichiſchem Rechte nicht als Religion im Rechtsſinne zu betrachten 
iſt, iſt von beſonderer Bedeutung für die Interpretation des inter— 
confeſſionellen Geſetzes. Vor Allem findet, wenn beide Ehegatten con— 
feſſionslos find, der Artikel 1, Minen 1 und 3 interconfeſſionelles 
Geſetz, wonach bei einer glaubensgleichen Ehe die Kinder der Religion 
ihrer Eltern, beziehungsweiſe uneheliche Kinder der Religion der 
Mutter folgen, keine Anwendung. Ferner gilt, wenn ein Ehegatte 
confeſſionslos iſt, die betreffende Ehe nicht als gemiſchte Ehe im 
Sinne des Artikel 1, Alinea 2. Daher iſt es alſo in ſolchem Falle 
den Eltern auch nicht geſtattet, durch Vertrag das Religionsbekenntniß 
der Kinder nach den im interconfeſſionellen Geſetze gegebenen Vorſchriften 
zu beſtimmen, wie dies bei Miſchehen zuläſſig iſt. !“ Auch der 
Artikel 2, Alinea 1, hat für die in Rede ſtehenden Ehen keine Be— 
deutung. Wenn alſo ein Religionsvertrag abgeſchloſſen wird und 
ſodann ein Contrahent ſich als confeſſionslos erklärt, ſo bleibt dieſer 
Vertrag bindend, er kann nicht durch einen neuen Vertrag ab— 
geändert werden, weil zum Abſchluß eines Religionsvertrages nach 
Artikel 1, Alinea 2, nur die in einer Miſchehe lebenden Ehegatten 
befugt ſind, die vorliegende Ehe aber, wie gezeigt, nicht als gemiſchte 
anzuſehen iſt. 

Auch begründet die Confeſſionsloserklärung keinen Religions— 
wechſel im Sinne des Artikel 2, Alinea 2. Auch die Praxis ſteht 
conſequent auf dem Standpunkte, daß der bloße Austritt aus einer 
Religionsgenoſſenſchaſt ohne Eintritt in eine andere keinen Religions 
wechſel im Sinne des Geſetzes begründet.!“ Dies kann mit Rückſicht 
auf den bereits näher beſprochenen Standpunkt des interconfeſſionellen 
Geſetzes nicht angezweifelt werden. Denn in unſerem Geſetze erſcheint 
Religion gleichbedeutend mit dem Begriffe geſetzlich anerkannte Religion, 
und die Confeſſionsloſigkeit iſt nicht als Religion im Rechtsſinne an⸗ 


12 v. Scherer a. a. O., Jahrgang 1883, J. 122. 

1s Entſcheidung des Verwaltungs⸗Gerichtshofes vom 11. April 1888, 
Budwinski 4036. 

14 Entſcheidungen des Verwaltungs⸗Gerichtshoſes vom 26. April 1877, 
27. September 1879 und 18. April 1884, Bud winski 69, 568, 2094; ver⸗ 
1 5 die Entſcheidung des Verwaltungs⸗Gerichtshofes vom 22. Mai 1890, 
B. 5331. 
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zuſehen. In Folge deffen kann man auch die Confeſſionslos-Er⸗ 
klärung nicht als Religionswechſel im Sinne des Geſetzes be— 
trachten. 15 

Wenn demnach der Austritt aus einer Religionsgeſellſchaft 
ohne Eintritt in eine andere nicht als Religionswechſel im Rechtsſinne 
erſcheint, ſo kann auch der Uebertritt aus dem Stande der Gon- 
feſſionsloſigkeit zu einer geſetzlich anerkannten Religion nicht als ſolcher 
bezeichnet werden. Dies iſt auch ein ganz conſequenter Standpunkt 
der Praxis, 16 doch führt er, wie nachſtehendes Beiſpiel!? zeigt, kritik⸗ 
los genommen, zu eigenartigen Conſequenzen. Eltern, die bisher 
Iſraeliten waren, werden confeſſionslos; die Kinder müſſen moſaiſch 
bleiben, weil kein Religionswechſel vorliegt. Nach Jahr und Tag 
werden beide Eltern katholiſch, auch das iſt kein Religionswechſel im 


Sinne des Geſetzes, und daher bleiben die Kinder nach wie vor 


moſaiſch. Die blinde Durchführung des obigen Princips zeigt ſich 
aber bei näherer Betrachtung als falſch.!? Denn Religionswechſel 
im Sinne des Geſetzes iſt der Austritt aus einer Religionsgeſellſchaft 
und der Eintritt in eine andere (Artikel 5 und 6). Aber das Ge— 
ſetz ſagt nirgends, daß dieſe beiden Acte unmittelbar, Zug um Zug 
auf einander folgen müſſen, der zeitlichen Zerriſſenheit des Religions⸗ 
wechſels ſteht keine Geſetzesbeſtimmung entgegen. Wenn alſo im 
obigen Beiſpiel die iſraelitiſchen Eltern confeſſionslos geworden ſind, 
ſo bleiben die Kinder moſaiſch; wenn dagegen die Eltern über Jahr 
und Tag katholiſch werden, ſo werden nunmehr auch die Kinder 
katholiſch; denn hier hat ſich ein Religionswechſel geſetzmäßig voll— 
zogen, wenn auch ſeine beiden weſentlichen Formalacte zeitlich recht 
weit auseinanderliegen. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Grenzſcheide zwiſchen dem im § 18, 3. 2 des Lebensmittel⸗ 

Geſetzes vom 16. Jänner 1896, R. ⸗G.⸗Bl. Nr. 89 ex 1897, 

behandelten Vergehen und der Uebertretung des § 11, 3. 4 jenes 

Geſetzes liegt nicht in der künſtlichen Herſtellung, ſondern in der 

Geſundheitsſchädlichkeit der als Lebensmittel in den Verkehr ge- 
festen Gegenſtände. 

Joſef H., welcher in Verhinderung ſeines Vaters deſſen Gaſt— 
hausbetriebe vorſtand, ließ dem Gaſte Karl H. ein Stück faules 
Selchfleiſch vorſetzen. Dem Einwande der Köchin, daß dasſelbe be— 
reits übelriechend ſei, begegnete er mit der Anordnung, das verdorbene 
Fleiſch ſei unter die beſtellten Portionen aufzutheilen, ſo daß jeder 
Gaſt nur einen kleinen Theil desſelben bekäme. Karl H. genoß von 
dem Fleiſche, worauf ſich alsbald Uebligkeiten und Erbrechen ein— 
ſtellten. Aus dieſem Anlaſſe erkannte das Kreisgericht Wiener-Neu⸗ 
ſtadt mit Urtheil vom 29. November 1898 Joſef H. des im § 18, 
3. 2 des Geſetzes vom 16. Jänner 1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 89 ex 
1897, bezeichneten Vergehens ſchuldig. Die gegen dieſes Urtheil vom 
Angeklagten eingebrachte Nichtigkeitsbeſchwerde wurde vom k. k. Caſſa⸗ 
tionshofe mit Entſcheidung vom 14. April 1899, 3. 17.662, ver⸗ 
worfen. 

Gründe: Die Nichtigkeitsgründe der Z. 9a und Z. 10 8 281 
St.⸗P.⸗O. anrufend, führt die Beſchwerde aus, der Delictsthatbeſtand 
des § 18, 3. 2 des Geſetzes vom 16. Jänner 1896, R.-⸗G.⸗Bl. 
Nr. 89 ex 1897, ſei im vorliegenden Falle ſchon deßhalb ausgeſchloſſen, 
weil Angeklagter dem Karl H. faules Selchfleiſch nicht wiſſentlich 


15 A. A. v. Huſſarek a. a. O., S. 636. 

16 Entſcheidung des Verwaltungs⸗Gerichthofes vom 11. April 1888, Bud: 
winski 4086. 

17 Dieſes Beiſpiel iſt v. Huſſarek a. a. O., S. 635 entnommen. 

18 v. Huſſarek äußert ſich a. a. O., S. 685 an der Hand des obigen 
Beiſpiels wie folgt: „. die Caſur, welche die Eltern zwiſchen die beiden 
Acte ſetzen, ſoll deren Geſammtcharakter jo verändern. . daß dies Rechtens ſei, 
glaube wer will. Die Praxis hat einen Weg eingeſchlagen, der ein $ rweg iſt, 
mag fie den Impuls dazu auch von einer Anſchauung empfangen haben, die ges 
wiß billigenswerth if. . . Ihr hat es ſich in allen Fällen .. nicht eigentlich 
darum gehandelt, die Kinder diſſidirender Eheleute in ihrer früheren Religion zu 
erhalten, als überhaupt eine religiöje Erziehung auch für ſolche Kinder zu ſichern. 
Jenes war ihr nur das Mittel zur Erreichung dieſes Zweckes. Stellt ſich das Mittel als 
verfehlt dar, ſo bedeutet dies noch nicht, daß der Zweck ſelbſt vereitelt iſt.“ 


vorgeſetzt habe, die Anklagethat wäre daher ſchlimmſten Falles ledig⸗ 
lich als Uebertretung zu ahnden; allein ſelbſt angenommen, An— 
geklagter habe dolos gehandelt, ſo könnte höchſtens die Uebertretung 
des § 11, 3. 4 eit. vorliegen, da $ 18, 3. 2 ſich bloß auf Gegen— 
ſtände beziehe, die an ſich gar nicht Lebensmittel ſind; hier handle 
es ſich jedoch um den Verkauf eines auf natürlichem Wege verdorbenen 
Lebensmittels, deffen Zuſtand dem Karl H. aufliegend erkennbar war, 
fo daß nicht einmal der Thatbeſtand des § 11, 8. 4 eit. leg. 
erbracht ſei. 8 

Inſoferne vorerſt die Nichtigkeitsbeſchwerde die vom erſten 
Richter feſtgeſtellte Wiſſentlichkeit der That in Abrede zu ſtellen ver— 
ſucht, iſt ſie nicht im Sinne des Geſetzes ausgeführt und darum 
gemäß 88 258 und 288 St.⸗P.⸗O. nicht zu berückſichtigen. Doch 
auch die Argumentation der Nichtigkeitsbeſchwerde über die angeblich 
rechtsirrthümliche Subſumtion der Anklagethat unter das Geſetz von 
Seite des Erkenntnißgerichtes erweiſt ſich als unhaltbar, ſobald man 
die Beſtimmungen des § 11, 3. 4, des § 14 und des § 18, 3. 2 
des Geſetzes genauer ins Auge faßt. Sowohl aus dem Wortlaute, 
als auch aus dem Sinne dieſer geſetzlichen Vorſchriften geht klar und 
unzweifelhaft hervor, daß § 18 entſprechend dem § 16 der Regierungs- 
vorlage die doloſe Herſtellung und Conſervirung geſundheitsſchädlicher 
Lebensmittel und ſonſtiger im alinea 3 angeführten Gebrauchs- 
gegenſtande und den doloſen Verkehr mit denſelben behandelt, 
während der $ 14 bloß die fahrläſſige Herſtellung und Conſervirung 
dieſer Gegenftände und den Verkehr mit denſelben für ſtrafbar erklärt. 
Während das Delict des § 18 das Gewicht auf die Geſundheits⸗ 
ſchädlichkeit der Lebensmittel legt und ein Vergehen bildet, iſt 
das die Täuſchung des Abnehmers bedingende Delict des § 11 
lediglich als Uebertretung zu ahnden, wenn das nachgemachte, ver— 
fälſchte, verdorbene oder unreife Lebensmittel oder ein ſolches, welches 
an feinem Nährwerthe eingebüßt hat, nicht auch noch gefundheits- 
ſchädlich iſt. Dies erhellt auch aus den Motiven zur Regierungs— 
vorlage; auch dieſe unterſcheiden im § 11 des Entwurfes ſtrenge 
zwiſchen den sub Z. 1-4 und den sub 3. 5 und 6 bezeichneten 
Thatbeſtänden. Z. 1—4 des § 11 (entſprechend dem 8 11, 3. 1—4 
des citirten Geſetzes! ſoll den Conſumenten vor Täuſchung ſchützen, 
der Käufer ſoll jene Waare erhalten, auf die ſeine Abſicht gerichtet 
iſt; die hier enthaltenen Beſtimmungen haben in erſter Linie die 
wirthſchaftliche Seite des Lebensmittelverkehres im Auge. Erkennt der 
Käufer die wahre Beſchaffenheit der Waare, dann wurde er nicht 
getäuſcht, und dann entfällt auch die Straſbarkeit der That. 

In Z. 5 und 6 des § 11 des Entwurfes lentſprechend $ 14, 
Z. 1 und 2 eitirten Geſetzes) wird dagegen nicht nur das Intereſſe 
des Käufers, ſondern das öffentliche Intereſſe berührt; hier macht 
es bezüglich der Strafbarkeit der That keinen Unterſchied, ob der 
Käufer der Waare deren Qualität erkannt oder nicht erkannt hat.? 

Zu § 2, 3 und 4 des $ 11 des Entwurfes bemerken die 
Motive ausdrücklich, die Inverkehrſetzung von nachgemachten und ver— 
fälſchten Lebensmitteln ſei an und für ſich, d. i. ohne Täuſchung 
des Publicums nur dann nicht unter Strafe geftellt, ſoferne fie 
nicht geſundheitsſchädlich ſind, wogegen bei Erörterung der Z. 5 und 
6 des § 11 die Motive geradezu erklären, daß dieſe Beſtimmungen 
die geſundheitsſchädlichen Lebensmittel behandeln. In dieſen letzteren 
iſt die Täuſchung kein Erforderniß der Strafbarkeit, dieſe liegt auch 
dann vor, wenn die Geſundheitsſchädlichkeit der Waare dem Ab— 
nehmer bekannt war. 

Zu 8 16 des Entwurfes (entſprechend dem § 18 citirten Ge— 
ſetzes) endlich ſagen die Motive ganz decidirt: „Der § 16 der Vor— 
lage behandelt die vorſätzliche Herſtellung geſundheitsgefähr— 
licher Lebensmittel und der in den Rahmen dieſes Geſetzes fallenden 
Gebrauchsgegenſtände für den öffentlichen Verkauf und die vorſätzliche 
Inverkehrſetzung ſolcher Lebensmittel.? 


1 Die Beſtimmungen des § 14, 3.1 und 2 des Geſetzes waren urſprüng⸗ 
lich in der Regierungsvorlage im § 11 sub 3. 5 und 6 enthalten und wurden 
durch den Strafgeſetzausſchuß aus dieſem Paragraph ausgeſchieden. 

2 Die Motive der Regierungsvorlage leiten den § 11 des Entwurfes mit 
den Worten ein, derſelbe enthalte Beſtimmungen über die Strafbarkeit der Her⸗ 
ſtellung und Inverkehrſetzung: 1. von nachgemachten, verfälſchten und denſelben 
gleichgehaltenen Lebensmitteln, und 2. von geſundheitsſchädlichen Lebens⸗ 
mitteln (S. 98 der Manz'ſchen Geſetzausgabe). 

3 S. 103 der Manz'ſchen Geſetzausgabe. 
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Schließlich muß noch erwähnt werden, daß, wenn das Geſetz 
in alinea 2 der 88 14 und 18 von „Gegenſtänden“ ſpricht, die „als 
Lebensmittel“ feilgeboten werden, der Ausdruck „Gegenſtand“ jeiner 
natürlichen Bedeutung nach doch jedenfalls auch „Lebensmittel“ in 
ſich begreift. Maßgebend iſt vielmehr nur, daß irgend etwas mit der 
Beſtimmung, zum Genuſſe als Speiſe oder Trank zu dienen, gegeben 
wird. Der Unterſchied, welchen die Nichtigkeitsbeſchwerde zwiſchen 
„Lebensmitteln“ und Gegenſtänden, welche als „Lebensmittel“ ver⸗ 
kauft werden, gemacht wiſſen will, würde mit Rückſicht auf die Styli⸗ 
ſirung des $ 18 leg. eit. zur Annahme führen, daß die wiſſentliche 
Herſtellung oder Conſervirung von Lebensmitteln in einer Art, daß 
der Genuß derſelben die menſchliche Geſundheit zu ſchaͤdigen geeignet 
iſt (18, Z. 1 J. c.), ein Vergehen begründe, während der wiſſent—⸗ 
liche Verkauf ſolcher Lebensmittel, welcher die Gefahr der Geſund⸗ 
heitsſchädigung noch viel näher rückt, ein ſolches Vergehen nicht be⸗ 
gründen würde, weil ein eigentliches natürliches Lebensmittel im 
geſundheitsſchädlichen, Zuſtande und nicht ein Gegenſtand als Lebens⸗ 
mittel (künſtlich erzeugtes Lebensmittel) verkauft, feilgehalten oder 
ſonſt in Verkehr geſetzt wurde eine Ungereimtheit und Inconſequenz, 
welche dem Geſetze wohl nicht zugemuthet werden kann.“ Richtig it 
es allerdings, daß Angeklagter im vorliegenden Falle dem Karl H. 
eine verdorbene Waare vorgeſetzt hat, aber ſie war nicht nur 
verdorben, ſondern auch geſundheitsſchädlich, und darum 
waren die Beſtimmungen des § 11, reſp. im Falle eines culpoſen 
Delictes jene des § 12 des citirten Geſetzes unanwendbar, ſowie die 
vom Gerichtshofe feſtgeſtellte Wiſſentlichkeit die Anwendung des $ 14, 
3.2 L.⸗M.⸗G. ausſchließt.“ 

Die Subſumtion der Anklagethat unter den § 18, alinea 2 
citirten Geſetzes erfolgte daher mit Recht, weßhalb die Nichtigkeits— 
beſchwerde zu verwerfen war. 


Der Grundſatz ignorantia juris nocet (§§ 3 und 233 St.⸗G.) gilt 
auch rückſichtlich gehörig kundgemachter behördlicher Anordnungen, 
welche auf Grund der Thierkrankßheiten⸗Geſetze erlaſſen wurden. 


In Beziehung auf das Verwahren von Hunden hatte die 
Bezirkshauptmannſchaft in Deutſchbrod unter dem 16. Juli 1898, 
Z. 9930, im Rahmen der Thierkrankheiten-Geſetze Anordnungen ge— 
troffen. Wegen Zuwiderhandelns gegen dieſelben wurden Albert S. 
und Genoſſen nach § 35 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 35, und nach § 45 des Geſetzes vom 24. Mai 1882, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 51, zur Verantwortung gezogen, aber mit Urtheil 
des Kreisgerichtes zu Kuttenberg vom 17. November 1898 nach 8 259, 
3. 3 St.⸗P.⸗O. von der Anklage freigeſprochen. Die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft ergriff das Rechtsmittel der Nichtigkeitsbeſchwerde. Der Caſſations⸗ 
hof erkannte mit Entſcheidung vom 18. März IS e e e, 
die Angeklagten im Sinne der Anklage ſchuldig. 

Gründe: Mit dem erſtrichterlichen Urtheile wurde der That⸗ 
beſtand des der Anklage zu Grunde liegenden Vergehens als erwieſen 
angenommen, gleichwohl aber mit einem Freiſpruche vorgegangen, 
weil die Verordnung der Bezirkshauptmannſchaft in Deutſchbrod vom 


4 Vgl. § 12, alinea 1 des deutſchen Reichsgeſetzes vom 14. Mai 1879; 
dann Stenglein, Strafrechtliche Nebengeſetze, S. 336, 337: „Als Gegenſtände“ 
werden nicht bloß Dinge getroffen, welche ihrer inneren Natur nach Nahrungs⸗ 
oder Genußmittel find, ſondern alle Dinge, welche nach der Abſicht des Thäters 
Anderen als Genußmittel dienen ſollen . Es gehören alſo auch Gegenſtände 
hieher, welche, ohne ihrer inneren Natur nach Nahrungs: oder Genußmittel zu ſein, 
ihrer äußeren Erſcheinung nach als ſolche auftreten und mit dieſer Beſtimmung 
hergeſtellt oder in Verkehr gebracht werden. 3 u 

5 Inſofern die Nichtigkeitsbeſchwerde zur Begrundung ihrer Anſicht auch 
auf die Strafbeſtimmung des § 17 L. M.⸗G. hinweist, überfieht fie, daß $ 18 des 
Geſetzes auf Seite des Thäters das Bewußtſein der Geſundheitsſchädlichkeit und 
$ 14 wenigſtens deren Erkennbarkeit bei pflichtmäßiger Aufmerkſamkeit voraus⸗ 
ſetzt, daß aber Fälle vorkommen können, in denen die als Lebensmittel feilgehaltene 
oder verkaufte verdorbene Waare zwar geſundheitsſchädlich iſt, dieſe Schädlichkeit 
aber dem Verkäufer ſelbſt bei pflichtmäßiger Aufmerkſamkeit entgehen konnte, nicht 
minder aber auch Fälle, in denen ein verdorbenes, jedoch bei gewöhnlicher Art des 
Genuſſes unſchädliches Lebensmittel in einem concreten Falle derart gebraucht wird, 
daß es zu einer Geſundheitsverletzung führt. Dann allerdings wären bloß nach 
$ 11 des Geſetzes zu ahndende Thatbeſtände gegeben, die eine ſchwere Beſchädigung 
oder ſelbſt den Tod eines Menſchen zur Folge haben, und die Anwendung der 
Strafbeſtimmung des § 17 rechtfertigen würden. (Aus den Ausführungen des 
Vertreters der Generalprocuratur.) 


16. Juli 1898, Z. 9930, wider die ſich die Angeklagten vergangen 
haben, in dem zur Stadtgemeinde Deutſchbrod gehörigen Spitalhofe 
nicht insbeſondere verlautbart wurde, und weil ihre Unkenntniß ſeitens 
der Angeklagten eine unverſchuldete ſei. Dieſe Anſchauung ſtellt ſich 
als rechtsirrthümlich dar. 

Ueber die Art der Verlautbarung der auf dem Geſetze vom 
29. Februar 1880, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 35, beruhenden behördlichen An— 
ordnungen enthält das Geſetz keine allgemeine Beſtimmung. Die oft 
bloß örtliche Bedeutung der Anordnung, ihre Dringlichkeit und der 
Zweck, ihre Wirkſamkeit zu ſichern, ſind für die Art ihrer Kund— 
machung beſtimmend. Ihre Giltigkeit von der geſchehenen Verſtändigung 
des Einzelnen abhängig zu machen, hieße den in der wirkſamen Abwehr 
von Thierkrankheiten liegenden Zweck des Geſetzes preisgeben. Selbſt 
eine Verlautbarung der Anordnung durch die Landeszeitung wäre 
nicht ſelten zu ſpät. In einzelnen Fällen muß daher zu der orts— 
üblichen Kundmachungsart gegriffen werden, und dieſe iſt auch in dem 
vorliegenden Falle durch Verkündung unter Trommelſchlag in der 
Stadt Deutſchbrod und durch Anſchlagen der Kundmachung an allen 
Stadteinmündungen vollzogen worden. Damit war die Verordnung 
für alle Bewohner dieſer Gemeinde gehörig kundgemacht und bindend. 
Eine beſondere Verlautbarung der Verordnung in den einzelnen Ge— 
höften, namentlich im Spitalhofe, war nicht erforderlich. 

Zwar ſteht das Urtheil feſt, daß den Angeklagten dieſe Ver— 
ordnung unbekannt geblieben ſei. Unrichtig aber hat das Erkenntniß— 
gericht dabei die Rechtsfrage gelöſt, daß dieſe Unkenntniß eine unver— 
ſchuldete geweſen ſei, indem es dafür hielt, daß die Angeklagten erſt 
überwieſen werden müßten, die ihnen zur Kenntnißnahme der Verordnung 
aufgeſtoßene Gelegenheit verabſaumt zu haben. Dieſe Anſicht wider— 
ſtreitet den grundſätzlichen Beſtimmungen der 88 3, 233 und 238 
St.⸗G., daß Unkenntniß der Geſetze nicht entſchuldige. Der Rahmen 
des § 45 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R.-G.-Bl. Nr. 35 
(Art. J des Geſetzes vom 24. Mai 1882, R.-G.⸗Bl. Nr. 51), wird 
nämlich durch die behördlichen Verordnungen ausgefüllt, mit deren 
Unkenntniß ſich alſo, vorausgeſetzt ihre gehörige Kundmachung, eben— 
ſowenig wie mit jener des Geſetzes ſelbſt, Niemand entſchuldigen kann. 
Die Angeklagten, als Einwohner der Gemeinde Deutſchbrod, hatten 
die für dieſe Gemeinde ergangene, in ihr gehörig kundgemachte Ver— 
ordnung zu kennen. Daß ſie dieſe Kenntniß in Folge unüberwindlicher 
Hinderniſſe nicht erlangt haben, wurde von den Angeklagten keines— 
wegs nachgewieſen. Sie vermochten nicht einmal darzuthun, in der 
Zeit vom 16. Juli 1898 bis 14. Auguſt 1898 nicht in Deutſchbrod 
geweſen zu ſein. Steht aber dies nicht feſt, dann muß eben gefolgert 
werden, daß die Angeklagten bei Anwendung pflichtmäßiger Aufmerk— 
ſamkeit in die Kenntniß der gedachten Verordnung gelangen konnten. 
Sie haben daher das im § 45 des öfter bezogenen Geſetzes bezeichnete 
Vergehen zu verantworten. 


Notiz. 


(Ueber das Verhältniß der katholiſchen Wohlthätigkeits⸗ 
vereine zur geſetzlichen Armenpflege.) An die Monatsſchrift „Charitas“, 
Zeitſchrift für die Worte der Nächſtenliebe im katholiſchen Deutſchland, war „aus 
Oeſterreich von hochgeſtellter Seite“ die Anfrage gerichtet worden: „Wie verhalten 
ſich (oder ſollen ſich verhalten) in Deutſchland die Vincenzvereine und katholiſchen 
Frauenvereine (Eliſabethenvereine u. ſ. w.), alſo rein katholiſche Vereine, zur 
ſtädtiſchen Zwangs⸗Armenpflege, insbefondere zu den in manchen Städten ein⸗ 
geführten Armenpflegſchaften nach Elberfelder Syſtem? ... Die „Charitas® er- 
widert dieſe Anfrage in langer Auseinanderſetzung und kommt dazu, drei Leitſätze 
aufzuſtellen, deren Kenntniß für alle an der öffentlichen Armenpflege Betheiligten, 
Katholiken und Nichtkatholiken, von größter Wichtigkeit iſt. . .. Die „Charitas“ 
ſchreibt: „Wir wollen der Deutlichkeit halber die Frage wie folgt theilen: 1. Sollen 
wir Katholiken die Mittel der öffentlichen Armenpflege für unſere Armen in An⸗ 
ſpruch nehmen? 2. Sollen wir uns an der Ausübung der öffentlichen Armen⸗ 
pflege betheiligen, und 3. in welchem Verhältniß ſollen katholiſche Wohlthätigkeits⸗ 
vereine zur geſetzlichen Armenpflege ſtehen? Ad 1. Die geſetzliche Armenpflege durch 
die Gemeinde iſt eine Thatſache, mit der wir zu rechnen haben, zu der wir in ein 
geordnetes Verhältniß treten müſſen. Wir wollen nicht unterſuchen, ob vor ihrer 
Einführung die private oder kirchliche Armenpflege auf der Höhe ihrer Aufgabe 
ſtand, ob ſie überall eine genügende Verſorgung aller Hilfsbedürftigen mit einer 
ſyſtematiſchen Abweiſung des profeſſionellen Bettels verband, ob der Erſatz des 
Almoſens durch Arbeit und das Herausheben des Hilfsbedürftigen aus ſeiner 
Nothlage auf die Bahn ehrlichen, ſelbſtſtändigen Erwerbes immer als klar er⸗ 
kanntes Ziel vor Augen ſchwebte, ob endlich als Vorausſetzung hierfür die indi⸗ 
viduelle Unterſuchung und Behandlung des einzelnen Falles von den mit der Aus⸗ 
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übung der Armenpflege Betrauten ſtets treu und gründlich vorgenommen wurde. 
Wohl wiſſen wir, daß die hier angedeuteten Richtlinien einer geſunden Armen⸗ 
pflege nicht Erfinduug der Neuzeit find, daß vielmehr die alte chriftliche Armen⸗ 
pflege auf dieſen Grundſätzen aufgebaut war, ſo daß Dr. Münſterberg auf der 
Generalverſammlung des Deutſchen Vereines für Armenpflege und Wohlthätigkeit 
zu Straßburg in einem geiſtreichen Anachronismus behaupten konnte, die alt⸗ 
chriſtliche Armenpflege ſei nach Elberfelder Syſtem eingerichtet geweſen. Ebenſo iſt 
ſicher, daß dieſe Grundſätze im Laufe der Jahrhunderte ſowohl von den apoſto⸗ 
liſchen Vätern wie durch die Kirchenväter und auf den Concilien öfters und ein⸗ 
dringlich wiederholt wurden, jo daß die Behauptung von der grundſätzlichen 
Kritikloſigkeit des chriſtlichen Almoſens als geſchichtlicher Irrthum gründlich ab⸗ 
gethan iſt. „Weiſt den Arbeitern Arbeit nach, ſuchet für die Beſchäftigungsloſen 
ſchickliche Gelegenheiten zum Verdienen des Nothwendigen. Gebet dem Arbeits⸗ 
unfähigen Almoſen.“ Das ſind nicht Worte aus einer Elberfelder Armenordnung, 
ſondern aus den Briefen des heiligen Clemens von Rom, des zweiten 
Nachfolgers des heiligen Petrus auf dem papſtlichen Stuhl. Aber ebenſo 


ſicher iſt, daß die Praxis der Wohlthätigkeit im Laufe der Jahrhunderte öfter und 


mehr als nöthig dieſe Grundſatze außer Acht ließ, mag nun ein Ueberſprudeln des 
Liebeseifers oder die menſchliche Bequemlichkeit hiervon die Urſache fein... . 
Ebenſowenig beanſpruchen wir für die Kirche ein Monopol der Armenpflege, wie 
wir eine derartige Prätenſion ſeitens des Staates aufs Energiſcheſte bekämpfen 
würden. Das Recht, dem nothleidenden Mitmenſchen Gutes zu thun, ſteht Jeder⸗ 
mann zu, dem Chriſten wie dem Heiden, den Einzelnen wie den Corporationen; 
aber es iſt ein Vorzug der chriſtlichen Kirche, daß fie ſowohl durch ihre corpo— 
rative Wirkſamkeit wie durch die Privatwohlthätigkeit ihrer Mitglieder in der 
Ausübung dieſes ſchönſten Menſchenrechtes Alle überſtrahlt hat. Dieſes Recht kann 
unter Umſtänden für den Einzelmenſchen wie für Corporationen zur Pflicht 
werden; und in der Thatſache, daß der moderne Staat ſich verpflichtet fühlte, in 
geſetzlichen Normen auszusprechen: „Jeder Hilfsbedürftige, woher er auch ſtamme, 
ob Ausländer oder Inländer, muß an jedem Orte die zur Abſtellung ſeiner Be⸗ 
dürftigkeit erſorderliche Hilfe ſeitens der Gemeinde erhalten“, in dieſer Errungen⸗ 
ſchaft der Neuzeit ſehe ich nicht nur eine von der Noth erzwungene Maßregel, 
ſondern auch einen Sieg des chriſtlichen Gedankens. Ad 2. Wie wir aber es für an⸗ 
gemeſſen und nützlich halten, die Mittel der Gemeinde-Armenpflege für unſere 
Armen in Anſpruch zu nehmen, ſo halten wir es für eine Ehrenpflicht, daß die 
Katholiken ſich an den Arbeiten des Ortsarmenrathes als Pfleger, Bezirks-Vor⸗ 
ſteher, Beirathe u. ſ. w. betheiligen. Dabei iſt es im Princip vollkommen gleich⸗ 
giltig, ob die Ortsarmenpflege nach dem Elberfelder Syſtem eingerichtet iſt oder 
nicht. Das Elberfelder Syſtem ermöglicht eine größtmögliche Theilnahme der 
Bürgerſchaft an der Gemeinde-Armenpflege in ehrenamtlicher Thätigkeit. Aber 
wenn auch irgendwo dieſe Theilnahme eine beſchränktere wäre, ſo haben doch die 
Katholiken die Pflicht, nach Kräften an dieſem Theil der Gemeindeverwaltung 
theilzunehmen; und wir müſſen es begrüßen, wenn gute, überzeugungstreue Katho⸗ 
liken die Stelle der Armenpfleger übernehmen, da wir beſonders von ihrem Wort 
und Beiſpiel einen ſittigenden Einfluß auf die Armen erhoffen können. ... Sehr 
geeignet erſcheinen aber die Mitglieder der Vincenz-Vereine zur Ausübung eines 
ſolchen Gemeindeamtes. Sie bringen von Vornherein eine höhere Auffaſſung ihrer 
Aufgabe mit, die ihre Thätigkeit nur günſtig beeinfluſſen kann, und dann ſtellen 
ſie ſchon durch ihre Perſon den wünſchenswerthen Contact zwiſchen freiwilliger 


und geſetzmäßiger Armenpflege her, wenn fie auch nicht vergeſſen dürfen, daß beide. 


von verſchiedenen Geſichtspunkten ausgehen und geleitet werden müſſen. Alſo ja 
keine Abſtinenzpolitik . . . Ferner will ich gar nicht verſchweigen, daß die Theil⸗ 
nahme einzelner Mitglieder aus unſeren katholiſchen Wohlthätigkeitsvereinen an 
der Gemeinde⸗Armenpflege auch den Vereinen nützlich ſein kann. Ganz abgeſehen 
davon, daß dieſe Mitglieder durch ihre Kenntniß von Wohlthätigkeitsſtiftungen ꝛc. 
ihren Schutzbefohlenen leichter Unterſtützungen erwirken können, ſo kommt der 
genaue detaillirte Einblick in die Armenverhältniſſe einer ganzen Stadt, ſowie in 
das Räderwerk einer geordneten Verwaltung, die Kenntniß des geregelten Ge⸗ 
ſchaftsganges, der vom Armenrath geſammelten Erfahrungen, der Art und Weiſe 
der Unterſuchung und der Unterſtützung der Armen, der geſetzlichen Beſtimmungen 
über Armenpflege, der oft muſtergiltigen Buchführung auch den Vereinen zu Gute. 
. . Ad 3. Neben der geſetzlichen Armenpflege muß die intenfivere Bethätigung 
und freie Entfaltung der freiwilligen privaten und kirchlichen Wohlthätigkeit ent⸗ 
ſchieden verlangt werden. Das chriſtliche Gebot der werkthätigen Nächſtenliebe iſt 
durch die Gemeindefürſorge nicht aufgehoben. Sodann find auf den vielgeſtaltigen 
Gefilden des menſchlichen Elends ſoviel Gebiete, welche dem Arm und dem Auge 
der officiellen Armenpfleger entgehen oder unerreichbar find. Da ſind die zahl⸗ 
reichen Werke geiſtiger Barmherzigkeit, ferner die in den ſocialen Standesvereinen 
ſich bethätigende Vorbeugung der ſittlichen und leiblichen Noth und auch auf dem 
Felde der Armenpflege, wie viel neue, unerwartete Gefilde des Elends bieten ſich 
dem geſchärften Auge dar, die nur der ſchnell entſchloſſene Eifer und der groß⸗ 
herzige Opferfinn der privaten Wohlthätigkeit zu lindern weiß. Sodann muß 
officielle Armenpflege immer mit einer gewiſſen berechtigten Strenge auftreten, 
mit Knappheit ihre Gaben vertheilen, muß auch in naher Beziehung zur Polizei 
bleiben behufs Unterdrückung des Betrugs⸗ und Berufsbettels. Deßhalb wird ein 
verſtändiger Vertreter der Gemeinde-Arntenpflege es nicht ungern ſehen, wenn 
ſeinen Pfaden die hochgefinnte Frau Charitas folgt oder vorausgeht, welche mit⸗ 
leidigeren Herzens, mit perfönlicher Theilnahme und mildthätigerer Hand, weit⸗ 
ſichtiger und opferfreudiger die vielen zarten Falten der menſchlichen Leiden und 
Kümmerniſſe beachtet, glättet und heilt. Aber ſelbſtverſtändlich müſſen beide, die 
geſetzliche und freiwillige Armenpflege, in verſtändigem und beſtändigem Contacte 
handeln, ſie müſſen von ihren gegenſeitigen Unterſtützungen wiſſen, ſonſt wird das 
Heilmittel oft ſich in das Gegentheil verwandeln. Wie oft iſt die Nothwendigkeit 
eines ſolchen Einverſtändniſſes ſchon betont werden! . ... Grundfätzlich iſt wohl 
auch hierüber kein ernſter Widerſtreit der Meinungen mehr. Aber praktiſch wird 
man an den wenigſten Orten zu einem befriedigenden Reſultate gelangt ſein. Das 


1 Deutſches Reichsgeſetz über den Unterſtützungswohnſitz vom 6. Juni 1870. 


kommt möglicherweiſe daher, daß ſowohl die ſeitens der öffentlichen Armenpflege 
geſtellten Bedingungen, wie auch die Zurückhaltung der freiwilligen Vereine über⸗ 
trieben ſind. Will man ſeitens der öffentlichen Armenverwaltung auf ein officielles 
Beigehen der Wohlthätigkeitsvereine rechnen, ſo muß auf deren oft übertriebene 
Scheu vor Mittheilungen Rückſicht genommen werden. Man ſoll deßhalb 1. nicht 
allgemein die Mittheilung der Unterſtützungsliſte verlangen, und 2. die Verſicherung 
geben, daß die ihnen zur Kenntniß gebrachten Spenden der Vereine den Armen 
nicht von den öffentlichen Unterſtützungen abgezogen werden. Dagegen follten die 
Vereine, wenn ſie ihre Aufgabe und Stellung erfaßt haben, bereit ſein zu erklären, 
daß ſie a) keinem neu in den Ort hereingezogenen Armen in den erſten zwei 
Jahren ſeines Aufenthaltes durch regelmäßige Gaben den Erwerb des Unter 
ſtützungswohnſitzes ermöglichen, ſondern daß fie vor einer regelmäßigen Unter⸗ 
ſtützung deſſen Heimatsverhältniſſe im Verein mit dem Armenrath regeln wollen; 
b) daß ſie keinem unbekannten Armen, der ihnen empfohlen wird oder der ſie um 
eine Gabe angeht, eine regelmäßige Unterſtützung zukommen laſſen, ohne vorher 
über denſelben beim ſtädtiſchen Auskunftsbureau Erkundigungen eingezogen zu 
haben; c) daß fie bei Vertheilung ihrer Almoſen auf die von der Gemeinde⸗ 
Armenpflege verabreichten Gaben Rückſicht nehmen und nicht da noch reichlich 
ſpenden wollen, wo bereits der nothwendige Lebensunterhalt geboten iſt. Fälle be⸗ 
ſonderer Noth ſind hierbei immer ausgenommen. Auf dieſer Grundlage hat ſich 
an mehreren Orten ein ganz erträgliches Verhältniß angebahnt. (Auszug aus 
Nr. 8, Jahrgang III der Grazer Bl. f. d. A.) - 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den Finanzrath Wilhelm Habelsberger zum Ober: 
finanzrathe bei der Finanz⸗Landesdirection in Graz ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Oberrechnungsrathe im Finanzminiſterium Rudolf 
Pollak den Titel und Charakter eines Regierungsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe der niederöſterreichiſchen Finanz⸗ 
Landesdirection Franz Bartſch anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den 
Titel eines Hofrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Rechnungsrathe der General-Direction der Tabak⸗ 
regie Eduard Fröhlich anläßlich der Verfegung in den Ruheſtand den Titel 
eines Oberrechnungsrathes verliehen. 

Dem mit dem Titel und Charakter eines Finanzrathes bekleideten Steuer- 
Oberinſpector Johann Schwarz wurde anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand 
die Allerhöchſte Zufriedenheit bekannt gegeben. 

Der Ackerbauminiſter hat die Forſt- und Domänen⸗Verwalter Anton 
Hortig, Friedrich Ritter von Leippert, Franz Straſchilek, Johann Heger, 
Karl Pfob und Franz Manzano zu Forſtmeiſtern, die Forſtaſſiſtenten Ferdinand 
von Spieß, Walther Raſchke, Georg Mutſchlechner und Karl Grabner 
zu Forſt⸗ und Do mänen⸗Verwaltern und die Forſteleven Auguſtin Winter, 
Ernſt Bitterlich, Alexander Freiherrn von Braun, Franz Rafler, Walther 
Sedlaczek, Hugo Hanuſch und Julius Kluf zu Forſtaſſiſtenten ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Rechnungsrath Johann Guem 
zum Oberrechnungsrathe und Vorſtande des Rechnungs⸗Departements der Finanz⸗ 
Landesdirection in Innsbruck und den Rechnungsrevidenten Georg Huber zum 
Rechnungsrathe ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Secretär bei der Tabakhaupt⸗ 
fabrik in Sacco Karl Kunthrad zum Director der Tabakfabrik in Rovigno 
ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Steuereinnehmer Ferdinand 
Gius zum Hauptſteuereinnehmer bei der Finanz⸗Landesdirection in Innsbruck ernannt. 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat den Finanz⸗Procuraturs⸗Concipiſten 
Dr. Edlen von Kratzer zum Finanz⸗Procuraturs⸗Adjuncten und den Finanz⸗ 
Procuraturs⸗Concipienten Dr. Virgil Hirſch zum Finanz⸗Procuraturs⸗Concipiſten 
bei der Finanz-Procuratur in Wien ernannt. 

Der Leiter des Handelsminiſteriums hat die Miniſterial⸗Viceſecretäre 
Dr. Karl Ritter Mießl von Zeileiſſen, Dr. Franz Glaeſer und Auguſt 
Ritter von Dobiecki zu Miniſterial⸗Secretären im Handelsminiſterium ernannt. 

Der Leiter des Handels miniſterium hat die Miniſterial⸗Concipiſten Dr. Hans 
Streicher, Dr. Alfred Glück, Dr. Rudolf Speil Ritter von Oſtheim, 
Dr. Theodor Felſenſtein, Nikolaus Verona und Dr. Richard Kaiſer zu 
Miniſterial⸗Viceſecretären im Handels miniſterium ernannt. 

Der Leiter des Handels miniſteriums hat die Rechnungsrevidenten Johann 
Grandauer, Eduard Pelzel, Alfred Karg, Karl Sahanek, Camillo 
Kriſtufek, Ferdinand Tropper, Alois Vilim, Franz Razl, Adolf Fried, 
Moriz Jäger, Hugo Hödl, Hermann Vetter und Richard Klatſcher zu 
Rechnungsräthen im Handels miniſterium ernannt. 

Der Leiter des Handelsminiſteriums hat den Hilfsämter⸗Director Karl 
Friedrich Konyard zum Hilfsämter⸗Oberdirector und die Hilfsämter⸗Directions⸗ 
Adjuncten Joſef Runge und Adolf Avian zu Hilfsämter » Directoren im 
Handelsminiſterium ernannt. 


Erledigungen. 


3 Bezirksthierarztesſtellen in der XI. Rangsclaſſe in Dalmatien bis 
8. December 1899 (Amtsbl. Nr. 261). 


VE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 59 und 60 der Erkenntniſſe, adminiſtr. Theil, 1898. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


